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Der Haupteinsatz der Gewerkschaften anfangs 1976 galt der Mitbestimmungsinitiative. „Die Initiative ist ein eindeutiges Bekenntnis zur Mitbestimmung, unterschrieben von mehr als 160'000 Schweizerinnen und Schweizer (damals brauchte es für eine Initiative nur 50'000 Unterschriften). Der Text lautet: Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Organisationen in Betrieb, Unternehmung und Verwaltung. Das ist einfach und klar. Auf dieser Verfassungsbasis lässt sich eine echte Mitbestimmung aufbauen. Echt heisst: Mitbestimmen in allen wichtigen Fragen des Wirtschaftslebens, am Arbeitsplatz wie in der Unternehmensführung. Die Initiative garantiert, dass alle Arbeitnehmer das Recht auf Mitbestimmung erhalten sollen, also auch die rund 300'000 Mitarbeiter in den Verwaltungen von Bund, Kantonen und Gemeinden. Ausdrücklich wird auch festgehalten, dass die Arbeitnehmer in den Betrieben Vertreter ihrer Verbände als Berater einsetzen können, um die Mitbestimmung sachgerecht und wirksam zu gestalten.“[footnoteRef:1] [1:  SGB-Flugblatt, März 1976] 
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Die Initiative war von den Gewerkschaften (Schweizerischer Gewerkschaftsbund SGB, Christlichnationaler Gewerkschaftsbund CNG und Schweizerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer SVEA) gemeinsam lanciert worden. Wahrscheinlich zum ersten Mal in ihrer Geschichte hatten diese drei Dachorganisationen zusammen etwas gemacht. Gegen diese Initiative hatte das Parlament einen Gegenvorschlag ausgearbeitet, der verhindern wollte, dass die GewerkschaftsfunktionärInnen zur Mitbestimmung in den Verwaltungsräten beigezogen werden konnten. „Die Ausübung der Mitbestimmungsrechte gemäss Absatz 1 steht ausschliesslich den im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmern zu.“[footnoteRef:2] Der Gegenvorschlag war ein taktischer Zug, um die Mitbestimmung zu bodigen. Die Gegenkampagne lief denn auch unter der Parole „Nein zur betriebsfremden Gewerkschafts-Mitbestimmung“. „Der Gegenvorschlag der Bundesversammlung richtet sich nicht gegen die Gewerkschaften. Denn seit Jahrzehnten sind die Gewerkschaften Vertragspartner der Arbeitgeberorganisationen. Das soll auch weiterhin so bleiben. Nicht erwünscht ist jedoch die betriebsfremde Mitbestimmung durch Gewerkschafts-Funktionäre.“[footnoteRef:3] Wie so oft wird auch hier den Gewerkschaften wohlwollend auf die Schulter geklopft, ihnen jedoch möglichst wenige Rechte gegeben. [2:  SGB-Flugblatt, März 1976]  [3:  Broschüre Nein-Komitee Zug, März 1976] 
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Wir von der RML konnten uns nicht für die Mitbestimmungs-Initiative erwärmen. Wir beschlossen Nein zum Gegenvorschlag und Stimmfreigabe für die Mitbestimmungs-Initiative. „Es ist völlig richtig, mehr Demokratie und Macht im Betrieb zu haben, um der Willkür der Unternehmer den Riegel zu stossen. Die Einsicht in alle Bücher und damit verbunden, die Aufhebung des Bankgeheimnisses, was uns Arbeitern erlaubt alle Finanzbewegungen zu kontrollieren, bilden neben der Einsicht in alle anderen Unternehmerentscheide ohne jegliche Schweigepflicht der Arbeiterdelegierten, die Hauptpunkte. Mit diesen Mitteln wird es uns möglich sein, unsere Interessen und Forderungen besser abzusichern und durchzusetzen. (...) Darum müssen wir Arbeiter unser Veto einlegen können. Dies kann aber nicht mit einem Gesetz geschehen, sondern nur mit der Mobilisierung und der direkten Aktion aller verwirklicht werden, wie das die Kollegen der Bulova gezeigt haben. Wir können aber keine Verantwortung übernehmen für ein System dessen Hauptmotor die Konkurrenz- und die Profitwirtschaft ist, und das von einzelnen Unternehmern nicht mehr kontrolliert werden kann. Es ist illusorisch zu glauben, Auswirkungen wie wir sie heute erleben, d.h. Krise, seien ausschliesslich auf das Fehlverhalten einzelner Unternehmer zurückzuführen und könnten mit der Mitbestimmung der Arbeiter überwunden werden. Die Geschichte zeigt, dass der Kapitalismus ein Krisensystem ist. Gegen seine eigene Logik fanden die Verwalter des Systems bis jetzt keine Mittel, nicht weil sie zu dumm wären, was etwa als Argument für Arbeiter, die in den Verwaltungsrat wollen, aufgeführt wird (dumm = Kavaliersprache: unfähig), nein, ganz einfach darum, weil es kein Mittel gibt.“[footnoteRef:4] [4:  Bresche RML-Flugblatt, 11. März 1976] 
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An der Vorstandssitzung des Gewerkschaftskartells vom 8. Januar 1976 wurde die Kampagne besprochen. „Die Abstimmungskampagne wird mit dem CNG gemeinsam durchgeführt. Am 22.1.76 findet in Bern ein Referentenkurs über die Mitbestimmung statt. Kollege Müller Paul wird delegiert.“[footnoteRef:5] An der Vorstandssitzung vom 27. Februar 1976 werden weitere Details bekannt. „Wenk teilt mit, dass ein überparteiliches Aktionskomitee für die Mitbestimmung gegründet worden sei, wobei als Präsident Suter Jakob Walchwil und als Vizepräsident Wenk Hanspeter Baar, gewählt worden seien. Der Vorstand beschliesst, dass die Kollegen Wenk und Weiss über den dem Vorstand zur Verfügung stehenden Betrag von Fr. 1000.- für Aktionen der Mitbestimmungskampagne bestimmen können. Das Hauptgewicht der Kampagne soll auf Inserate und Flugblattaktionen gelegt werden.“[footnoteRef:6] [5:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 8. Januar 1976]  [6:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 27. Februar 1976] 
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Die Mitbestimmungs-Initiative wird am 21. März 1976 abgelehnt
Initiative und Gegenvorschlag wurden am 21. März 1976 in der Abstimmung deutlich abgelehnt: 472‘094 Ja (32.4%), 966‘140 Nein. Kanton Zug: 4‘444 Ja (25.1%), 13‘277 Nein) / Gegenvorschlag: 431‘690 Ja (29.6%), 974‘695 Nein. An der Vorstandssitzung vom 31. März 1976 wird eine erste Bilanz gezogen. „Zu der in der Volksabstimmung abgelehnten Mitbestimmungsinitiative stellt Wenk fest, dass es positiv zu werten sei, dass über dieses aktuelle Problem geredet werden musste. Im weiteren stellt er fest, dass eine sehr grosse Anzahl von Veranstaltungen durchgeführt wurde. Gauch ist der Meinung, dass die grosse Masse das Problem gar nicht verstanden hätte.“ In der Bresche im Betrieb Nr. 22 vom 8. Dezember 1976 gingen wir bei der Bilanz der Abstimmung über die 40 Stunden-Woche-Initiative hart mit der Mitbestimmung um. „Indem uns Arbeitern vorgegaukelt wird, dass unsere Probleme über Verhandlungen gelöst würden, hat eine ganze Arbeitergeneration verlernt, für ihre Forderungen in die Hosen zu steigen. Wie weit dies führt, sah man bei der Mitbestimmungs-Initiative der Gewerkschaften, wo wir nicht die Hälfte der Kollegen an die Urne brachten, dank dieser Politik.“[footnoteRef:7] [7:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 31. März 1976] 


[image: ]
Das Gewerkschaftskartell versucht jedoch, die Sache weiterzuführen. An der Vorstandssitzung vom 22. April 1976 wurde festgehalten. „Nachdem sich Dr. A. C. Brunner anlässlich eines Podiumsgespräches über die Mitbestimmung grundsätzlich positiv zum ganzen Problem geäussert hat, wird sich der Präsident mit ihm in Verbindung setzen.“[footnoteRef:8] An der Vorstandssitzung vom 23. August 1976 wird die Aktion abgebrochen. „Dr. A. C. Brunner hat den Brief des Präsidenten zur Mitbestimmungsfrage beantwortet. Er teilte darin mit, dass diese Frage vorerst Sache der beteiligten Verbände sei, er sei aber bereit zu weiteren Diskussionen. Unter diesen Umständen findet der Vorstand eine weiter Diskussion zwecklos.“[footnoteRef:9] [8:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 22. April 1976]  [9:  Protokoll GKZ-Vorstandssitzung vom 23. August 1976] 


Dokumente der Gegner-Kampagne in Zug:
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Als schaffender Mensch bist Du der Knecht,
ford're fiir Dich nun endlich das Recht,

geh’ stimmen am Tage von Benedikt,

(ibe Dein Recht aus, versdume es nicht.

Fiir mehr Rechte der arbeitenden Menschen Ja
gegen die Ubermacht des Geldes NEIN

ZUGER AKTIONSKOMITEE FUR DIE MITBESTIMMUNG
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Merkt Ihr's nicht, wie sie Euch fangen wollen,
wie Ihr sollt weiter Gehorsam zollen

schon wie die Schafe, vom Hunde umkreist.
Wenn Ihr es merkt, geht stimmen, seid dreist.

Fiir mehr Rechte der arbeitenden Menschen Ja
gegen die Ubermacht des Geldes NEIN

ZUGER AKTIONSKOMITEE FUR DIE MITBESTIMMUNG
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DIETI PADRONI?
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lari e delle prestazioni sociali; e accettare i 1li-
(vedi 1l'industria degli orologii; 0, accettare l'au-
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renza., Questa porta a una concorrenza tra operai di
questo a una divisione. Poiché, solo la pianificazio
dagli operai, pud impedire guesta divisione e aument
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Landis. & Gyr: RIPRESA IN VISTA ?

Percio:

s

Negli ultimi giorni é stato pubblicato il bilancio an
condo i commenti della stampa, le perspettive per il
rezione sono p051t1ve° il mercate ricomincia a tlrare
rallegriamoci troppo presto, per noil non"tirera" cosj
di salario dell'anno scorso, la diminuzione della.grg
remo ancora per molto. Ma, noi habbiamo comprensione
direzione. '

Importante é, che la direzione deve ammettere, "che f
Italia (Sdlernc) e in Francia, non si ha potuto adegy
diminuzione del volume della prodU21one” (NZZ del 20
tre parold, gll operai hanno impedito i licenziament]
dover pagare i costi della crisi. (Rigordiamo che a I
vari sciogeri con occupazione deila fabbrica). E ora,
tor! Brunner prima delle elezioni, se questo ha delle
per noi qua a Zugo, é sicuramente vero: perd solo fif
‘incominciamo a difendercil! ‘
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Da un follega J.talla"loS riceviamo il seguente scritiq

yarie aziende, . e con

he dellteconomia fatta
bre la solidarieta. ,
K lorc sono per il merr
1o sfruttamento. E,
1BTIRE (la propaganda

bn il motto: collabo-
bigrnificgzigne. er 18

lesto significa un
Le.

DACATT, poiché noi sia-
parai la facolta di
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nuale della L&G. Se-
futuro date dalla di-
! Perd colleghi, non
in fretta: le perdite
tificazione, le senti-
cosi almeno dice la.

er motivi politici in
jare il personale alla
febbraio 1976). In al-
, hanno rifiutato di
Montlugon ci sono stati
come ha detto il dot-
ripercussidni negative
o 2 quando anche noi
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”ano i 1lcen21amenb19 oggli la classe padronale abuss
cui lavorateri. Ogni giorno, ogni lavoratore ha occas
mone, quando non ne é il diretto 1nteressapo, dei sor
leghi di lavoro. Ritmi di lavoro sempre pil insosteni
di qualsiasi dialogo con i superiori, bibogna accetts
perdere il posto di lavorec. Viene VLetata ogni libert:
presuntuosi, il lavoratore é sempre piu un: SORVEGLI/

In alcune aziende gia non viene pagata l'indennita p4g
per le ferie i lavoratori devono accettare quanto ded
la direzione e fare cosl, dopo un anno di lavoro. le f
riterra opportunc la direzione, . non tenendo in conto
lavoratori,. Chiunque pretende di discutere i propri d
da indisciplinato e pud perdere il posto di lavoro. I
non si vuole la rivoluzione, ma tante cose vanno caml
i laveratori, =nche celoro che apparmntemente al momg
sti soprusi, debbono solidarizzare con i colleghi di-
che simili soprusi si ripetanc e che alcuni diritti- g
‘lotte c¢i vengano negati per l'egoismo di pochi. Non 4
lavoratore e lavoratore, la vera divisione é tra il ]
tra il proletario e il capitalista. La parola d'ordin
lavoratori: S O LI DARTITET A, perché uniti potq
traguardo dl tutti; sicurezza per il posto di lavoro
sociale, 7 - - ‘ '

. in maniera meschina
ione di essere testi-
rusi imposti ai col-
bili, impossibilita
\re onnl abuso per non
ta con motivi del tutto
L TO SPhCIALE

FE trasportl, mentre
ide unilateralmente
erie solo quando lo

le giuste esigenze del
liritti viene tacciuto
a parte dei lavoratori
iate e subito. Tutti 1}
nto non subiscono que-

|1lavoro per evitmre

onquistati in anni di’
siste differenza tra
avoratore e‘il padrone,
le Sia 'per tutti noi

emo raggiungere il

e maggiore -giustizia






. PARTICIPAR A LA CRISI

BRGANO DE LA LIGA MARXISTA :

REVOLUCIONARIA(Suiza) con la cola-

boracidn de la LIGA COMUNISTA
REVOLUCIONARIA ~-ETA V1 (Espafia)-

Industria metaluUrgica de Zug

Hoja especilal No. 1l

Resgsponsable: B. Bollinger

LMR / Seccidn de Zug, Postfach 1155

5 PATRONAL

E1l 21 de marzo proxim
(Iniciativa lanzada p
"representantes de log
bricas). Las posicionle
ras,; prr otra parte 1
algunos partidos:y o
base electoral y aun

Esta claro, el porqus
la burguesia; han lan
reacclionario; han hecl
viene votada una Lnig
gobierno, -la posgibili
nulas. Veamos com® &
dad y sobre la pensis
sidn de una burwuesn
debe ser combatida ct
medios? ?Con una inig

Es completamente Jjust
el mismo tiliempo imped
na. Poder ver los
secreto bancario, d&i
vimiento financ.erc,
ninguna obligacidn dg
mas importantes. Con
-defender mejor nuesti
lud de 1los obreros, d
de trabajo’'vienen cal
cion de seguridad coy
son de mejorar segin
sin tener .en cuenta I
el voto sobre todas 1
sinoc con la novilizag
demostrado los colegd

Pero nosotros, no pod
se basa en la economj
ser controlada solamd
sisnes como éstas qud
1o causadas por la 1y
participaciodn nbrera
sistema de crisis coy
han encontrado atn nij
incapaces)- argumentd
el consejo de adminid

?Queé significa le pax
ser de nueve concurrg
que la otra empresa d
ejemplo reduciend: el

nifica despedir »brd

lilr

o, se votaran sobre la iniciativa de la participacidn
or los sindicatos sulzos, para poder hacer partlolpar
obreros en los consejos de adminis traccidn de las fa-
es son tomadas. De una parte las organizaciones obre=
s asoclaclones patronales.BEn medlio s& encuentran aun
canlizaciones burguesas, que dchen tener en cuenta su
no han podldo tomar una pcslolon°

los representantes de la patronal y la gran parte de
zado un contraproyecto. Quedando. fieles a su papel

ho de todo para que no pase la participacon. (Cuando
iativa popular, juntamene con un contraproyecto ‘del
dad de hacer pasar la iniciativa son practicamente
emplo la iniciativa sobre la aseguracion de enferme-
m popular.). Ahora esta contrapropuesta es la expre-
que se defiende contra el aumento del poder obrern,
n todos los medlos. La cuestion eg ahora, ?Con que
lativa?.

fabricas, para

le viene en ga-
la abolicidn del
controlar el mo-

o tener mas democracia y poder en las
ir a la patronal que haga aquello que
og de contabilidad, y ligado a esto,
donos a los obreros la posibilidad de
junto al control sobre la decisidn de la patronal sin
secretd para Los delegadog obreros, son los puntos
estos medios para nosotros sera posible, agegurar .y
os intereses. Por ejemplo, cuandc se trata de la sa-
std claro gque deben ser éstos a de01d1rg Los ritmos
cuitados y COnbroﬂqd\s por ncsotros mismos. Implanta—
tra vapores. nocivos, . la.proteccicon. de las maqulnas,
el nuevo desarrcllo tecnico y de instalar rapidamente
0s costes. Prr eso nosotros los cbrerog debemos tener
as decisiones. Esto, no puede ser hecho con una ley,

10n y la accion directa de todos. nosotros. Como lo han
= 'j.e 1& Bu]_o-‘.raa
emos tomar ninguna responsabilidad, por un sistema que

a de la concurrencla y de las gananc;asg que no puede
r.e por un patron. Es una liusion creer, que repercu:
vemos y sentimos hoy (por ejemplo la crisis) -son sO-
capacidad de la patronal y pueden ser evitadas con la
La historia nos muestra, que el capitalismo es un
tinua. Contra su misma 1lOgica, sus administrativos no
ngun medio, no porgue -son tontos (caballerescamente;
usado también contra los obreros que guleren estar en
tracidn~ no, mas porque medios no hay-.
ticipacion? Si una empresa esta en dificultad y debe
nte, &sta debe vender el propio producto menos caro
oncurrente. Para hacer esto hay varilos medios; Por
salario y los cortes soclalesy raclonalizar, que slg-
rog; o aumentar la productividad, que significa r






aumentar los ritmos . de trabajo. Si ahora, nosotros pa
nifica que somos’ responsables de hacer mas concurrent
debemos estar de acuerdo con la reduccion del salarig
sociales, y aceptamos los despidos "necesarios" (como
ra), 0, aceptar el aumento del ritmo. Si no, ponemos
capacidad de concurrencia. Esto trae consigo una cong
obreros de varias fabricas, y con esto a una divisidn
nificacidn de la economia hecha por los obreros, pued
" gidn y aumentar la solidaridad obrers. Esto, los capil
taran nunea,. porque ellos..son.por el mercado "libre",
tad de ganancias y por la explotacidn al obrero. Asi
JAMOS, debemos luchar para la GESTION. (La propagands
ticipacidn en lengua alemana ha sido hecha con la conl
congestionar) Porque sdlo. esto garantizara la planifi
en la.economia y en las fabricas. ‘

rticipamos,

esto sig-
e "nuestra" fabrica,
y de las prestacliones
la industria reloje-
en peligro “"nuestra®

urrencia entre los

obrera. So0le la pla-
e impedir esta divia
talistas no lo acep-
esto. es por la liber-
como nosotros TRABA-
sindical para. la par-
trasefias colaborar——
cacidn y la democracia

.Pdr eso:. NO.A LA CONTRAPROPUESTA DEL GOBIERNO, esto [significa un empeora-
.e ' miento_a la situacidn actual.
ABSTENCION DEL VOTO PARA LA INICIATIVA DEL BINDICATO, porque.no=-

gotros: somos contra el no de la patironal, (

la facultad dé planificar y dirigir la indul
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Landis & Gyr: ?REACTIVACION EN VISTA?

En los Ultimos dlas ha estado publicado el balance an
Seglin_los comentarios de la prensa, las prspectivas p
conocer por la-direccidn son positivas: ! el mercado
pérg colegas, pero no nos alegremos tan pProntamente,
rara® tan rapidamentes la pdrdide de salario del afio
en la gratificacidn, la . sentiremos aln por mucho tiem
nemos "comprension® al menos asl 1o dice la direccidn

Importante es, que la direccion debe admitir, "que po
en Italia (Salerno) y en Francia, no se ha podido ade
disminucion del volumen productivo"™ (NZZ del 20 de fe
Otras palabras, los obreros han impedido lcs despidos
gar el coste de la crisis. (Recordamos que en Montluc
huelgas con ocupacion de la fabrica). Y ahora, como h
antes de las elecciones, si esto tiene repercusiones
aqul en Zug, y es seguramente clerto:.$ pero solo has
cemos a defendernas !

©
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¥n colfgza nos ha mandado el siguiente escrito:

"Despuds de los despidos, hoy la clase patronsl abusa
del obrero. Cada dla, los obreros tienen ocasion de g
da no es el directo interesado), de los abusos impues

trabajo. Ritmos de trabajo insostenibles, imposibilidf

g0 con los superiores, se necesita aceptar toda clase
der el puesto de trabajo, viznen prohibidas todas las

vOs pretestuosos, el obrero estd cada vez mids bajo uni

ESPECTIAL, en algunas fabricas ya no se paga e

ue niega a los obreros
stria. :

B 36 36 36 36 36 3k 3t 38 36 30 36 36 3 90 96 W 3 Kk

llal de la Landis & Gyr
pra el futuro.dadas a
tomienza a tirar! ,
para nosotros no “ti-
s 30 le b
pasado, la disminucion
-~
po. Mas, nosotros te-
empresarial.

r motivos politicos
cuar -al personal a la
brero del 1.976). En

L, se han negado a pa-
brnn han habido varias

h dicho el Dr. Brunner
negatlvas para nosotros
La que nosotros comen-

o 36 96 36 36 36 56 38 30 36 3 36 36 96 36 36 3 36 36 36

de manera mezquina
br testimonios; (cuan=-
Los a los colegas de

bd de cualquier disto-
de abuso para no per-
libertades con moti-

b VIGILANCTIA
| billete del bus, mi-

entras que para tomar las. vacaciones los obreros debeth aceptar cuando 10 -

declde -Unilatemlmente la direccidn, despiés de un af

b de trabajo se toman

las vacaciones cuando la direccidn lo crea oportuno, ho teniendo en cuénta

las Jjustas exigencias de los obreros. Si alguno reclaj
se le trata de indisciplinado y puede perder el puestd
bajadores no quieren la revolucidn, perc tantas cosas
rapldamente. Todos los obreros, tambieén aquellos que 4
momento no sufren estos abusos, deben solidarizarse cd
bajo para evitar que abusos similares se repitan y qud
tados en afios de lucha obrera se nos: niegen por el egdq
exlste diferencias entre obrero y obrerd, la verdaders
Obrero y .patron, entre el proletario ¥y los capitalistd

den para todos nosotros obreros:SOLIDARIDAD, porque uy

la meta.de todos: seguridad para el ruesto de trabajo

2 sus propios deréchos
de trabajo. Los tra-

vienen cambladas tah

lparentemente por el

n los colegas de tra-

e 1os derechos conguis-
ismo de pocos. No -

| division estd entre

ls. La palabra de or-'

lidos podremos ganar

y mejor justicia social.
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Mit den Arbeitern gegen die Unter-
nehmer bestimmen!
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Mifdén Arbeitern gegen die Unter-

nehmer bestimmen!

Am 21. Mirz gelangt das Volksbegehren der drei gros-
sen Gewerkschaftsbtinde (Schweizerischer Gewerkschafts-
bund, Christlichnationaler Gewerkschaftsbund und Schwei-
zerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer) tber die
Mitbestimmung zur Abstimmung. Es fordert die Mitbe-
stimmung der Arbeiter und Angestellten und ihrer Organi-
sationen in Betrieb, Unternehmen und Verwaltung. Damit
stellt es die alleinige Verfligung der Kapitaleigentiimer
und ihrer Manager iber die arbeitenden Menschen und die
Maschinen theoretisch in Frage. Davon wollen die Unter-
nehmer grundsitzlich nichts wissen. Sie wollen weiterhin
alle wichtigen Entscheide allein treffen und den ''unselb-

stindig Erwerbenden' auf "seinen" Platz verweisen. Er
soll zwar in kleinen Fragen "mitwirken" diirfen, wenn das
die Arbeitsfreude, die Arbeitsproduktivitit und die Ge-
winne steigert. Aber dazu, was, wie und unter welchen
Arbeitsbedingungen gearbeitet und produziert wird oder
ob ein Betrieb geschlossen wird, dazu soll der Arbeiten-
de nichts zu sagen haben, obwohl sein Schicksal von die-

Der von den Kapitalvertretern im Parlament ausgeheckte
Gegenvorschlag der Bundesversammlung ist das Produkt
dieser Arroganz der Unternehmer, Er soll die unbe-
schrinkte Kommandogewalt der Kapitalisten gesetzlich
gegen Mitbestimmungswiinsche der Belegschaften absi~-
chern.

Dieser Unternehmer-Arroganz gilt es geschlossen entge-
genzutreten: Am 21, Mérz: Gegenvorsgchlag NEIN!

Wiirde das gewerkschaftliche Volksbegehren nur das
Recht auf Mitbestimmung als Grundsatz aufstellen, sich
zu informieren,ohne die Geheimnisse der Unternehmer
zu respektieren, iber Arbeitsgeschwindigkeit zu bestim-
men usw., so miissten alle fortschrittlichen Arbeiter
ihm zustimmen. Indessen soll das Volksbegehren zu
einem Gesetz fiihren, und die gewerkschaftlichen Spitzen
haben sehr klar gemacht, worauf sie zielen. Das Ge-
setz soll den Werktiitigen nicht einfach mehr Rechte brin-
gen, wie das volle Informationsrecht und das Einsprache-
recht (Vetorecht) gegen Entscheide, die den Arbeitenden
schaden. Vorgesehen ist vielmehr die Mitverwaltung,
7.B. durch Verwaltungsrite, und damit die Uebernahme
der Mitverantwortung fiir die Fiihrung und die kapitali-
stische Rentabilitit der Unternehmen. Was das heute be-
deutet, wo das kapitalistische System gesetzmissig zu
Lohnabbau, Entlassungen und Arbeitslosigkeit fithrt, hat
der Prisident des SGB, Ezio Canonica in einem Inter-
view mit der ""Tat" deutlich genug ausgesprochen. Auf
die Frage, ob die Mitbestimmung sich ""auf die Beschif-

tigung in unserer Wirtschaft' giinstig auswirken wiirde,

erwiderte Canonica:
"Diese Frage muss ich mit einem kategorischen Ja be-
antworten, In den meisten Fillen, wo die Arbeitnehmer
tiber die Verhiltnisse informiert wurden, fand sich auch
die Bereitschaft, Opfer zu bringen. In gewissen Féllen
hat sich die Belegschaft sogar zu einer finanziellen Un-
terstiitzung bereitgefunden, sei es durch momentanen
Verzicht auf bestimmte Leistungen oder sogar durch
‘Geldbeitriige." (Die Tat, 6. Aug. 1976) .. . .





B LT G R o

MIT DEN UNTERNEHMERN GEGEN DIE ARBEITER
BESTIMMEN?

Was aber geschieht, wenn ein Unternehmen durch die
Opfer der Belegschaft konkurrenzfihiger wird? Dann kon-
kurrenziert es erfolgreicher andere Betriebe, und deren
Belegschaften miissen dann Opfer bringen oder werden
gar entlagsen usw. .. bis es allen immer schlechter geht.
Es darf auch nicht vorkommen, dass Betriebskommissio-
nen, wie es hiufig geschieht, aktiv bei der Auswahl von
zu entlassenden Kolleginnen und Kollegen "mitbestimmen'
und damit Verantwortung fiir Entlassungen libernehmen.
Was die Arbeiter brauchen, ist ein Vetorecht gegen Un-
ternehmerentscheide, ohne Mitverantwortung fiir kapita-
listische Misswirtschaft.

wahlen in Basel 24. Marz:
WAEHLT RML!

~on den W: Liste 40
—cﬂnga'm,mgmmlolwnabda/l'

André& Froidevaux

Was die Arbeiter brauchen, ist das Vetorecht bei den
Unternehmerentscheiden und zwar ohne Mitverantwor-
tung fiir die anarchistische Verwaltung des Kapitalis-
mus. Dieses Recht kann bereits durchgesetzt werden,
ohne die Nachricht vom '""guten Willen'" der Unterneh-
mer abzuwarten, sondern dadurch, dass man mit der
kollektiven Intervention der Arbeiter die Nase in die An-
gelegenheiten der Unternehmer steckt: Kontrolle iiber
.die Lohne und Arbeitsrhythmen, Ablehnung jeder Ent-
lassung, Enthiillung der wirklichen Plidne der Unterneh-
mer (wie bei Lip, wo die Arbeiter die Pline aus der
Mappe des Generaldirektors geholt hatten!) usw. Des-
halb ist es illusorisch zu sagen: '"Die Mitbestimmung
ist bereits ein erster Schritt', oder ''die Mitbestim-
mung kann anders angewendet werden, als dies die Ge-
we rkschaften vorschlagen'. Denn dieser erste Schritt
muss gerade darin bestehen, die geringste '"Mitverant-
wortung'' der Arbeiter abzulehnen: Das Recht mitzure-
den, miissen wir als Waffe gegen die Unternehmer be-
niitzen,

Verantwortlich: F. Osterwalder

L O N e e R

Im gleichen Interveiw erklirte Canonica noch, dass die
Unternehmer den Gewerkschaften jetzt mit der Mitbestim-
mung wenigstens formell entgegenkommen sollten, wenn
sie schon materiell keine Konzessionen machen konnten.
Der "Kampf' um die Mitbestimmung wird so zum Ablen-
kungsmansdver vom Kampf um die notwendigen materiel-
len Forderungen! Diese Art "Mitbestimmung" kinnen die
Arbeiter nicht mitmachen und miissen das auch zeigen.

Wir empfehlen daher, beim Volksbegehren fiir die Mitbe-
stimmung leer einzulegen. Ein Nein wéire falsch, da es
mit dem reaktionidren Nein der Unternehmer zusammen
auf der "falschen Seite" und als Ablehnung jeder Art von
Mitbestimmung gewertet wiirde.

MITENTSCHEIDEN DURCH DIE TAT!

Hunderte von Arbeiterinnen, Arbeitern und Angestellten
haben in den letzten Wochen ihre Betriebe besetzt, um
Unternehmerentscheide abzuwehren, die ihre Lebensrech-
te betrafen. Sie haben nicht auf biirgerliche Gesetze ge-
wartet, sondern ihr Recht in die eigene Hand genommen.
Und sie haben Erfolge erzielt: bei der Mobelfabrik Leu
Riicknahme des Lohnabbaus und Anerkennung der Be-
triebskommission, bei Bulova :zine lidngere Verschiebung
der Betriebsverlegung, bei Massa Maret Verschiebung
von Entlassungen.

Das ist der Weg, den die Arbeitenden gehen miissen: Mit
den Arbeitern gegen die Untermmehmer bestimmen und nic...

mit den Verwaltungsriten der Unternehmungen gegen die
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M l arbelten Em Menschistmehrals
estlmmen  ein Rédchen im Betrleb

- mitden Schweizer Gewerkschaften |
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Gegenvorschlag fur
PSEUDO Mitbestimmung:Nein






‘ Ein Menschist mehrals

riher, da waren viele Menschen ihr eigener Herr und Meister:
F als Bauer, als Handwerker, als Kaufmann. Die andern arbeite-
ten in kleinen Betrieben und hatten personlichen Kontakt zu Mei-
ster und Besitzer.

eute ist das ‘anders. Viele Menschen sind am Arbeitsort nur-

mehr ein Radchen im Betrieb, das man nach Bedirfnis laufen
ldsst, stoppt, wieder ankurbelt — aber auch ersetzt oder gar ent-
lasst.

uss das so sein? Sollte ein Mensch nicht gerade bei der

Arbeit Erfallung und Sicherheit finden? Sollte er als Mitarbei-
ter nicht tber die tagliche Arbeit hinaus sich im Unternehmen
engagieren, aktiv mitmachen und mitbestimmen kdnnen?
Schliesslich sind wir keine Maschinen und haben ein Recht, unser
Leben zu gestalten - nicht nur in der Freizeit, auch bei der Arbeit.
Diese schlichte Erkenntnis ist zugleich ein wichtiges Bekenntnis:
Zur Mitbestimmung! ;

itbestimmung sei der Untergang, hort man immer wieder aus

Kreisen der Wirtschaft. Wenn das stimmen wiirde, wéare
unser Land langst untergegangen. Denn hier im Staat kennt man
die Mitbestimmung seit eh und je. Nur hat sie da einen anderen
Namen: Demokratie.

n der Schweiz kann bekanntlich jeder miindige Biirger wah-

len, von wem er regiert sein will, wer ihn in den Raten vertre-
ten soll, wem er Arbeit in den Behorden anvertrauen mochte.
Jeder von uns kann selber die Initiative ergreifen und Unterschrif-
ten sammeln, wenn er etwas dndern méchte. Er kann auch einmal
nein sagen, wenn ihm ein Projekt oder ein Gesetz nicht in den
Kram passt. Als Schweizerin, als Schweizer konnen wir mitbe-
stimmen...

ein Radchen im Betrieb.

e oo Als «liebe Mitarbeiterin und lieber Mitarbeiter» aber sieht
die Sache anders aus. Im Unternehmen hat die Meinung der
Arbeitnehmer wenig Gewicht, da diktieren die Geld- und Macht-
haber. Da drangen Kapitalinteressen menschliche und soziale
Uberlegungen zuriick. Da bestimmen einige wenige, oft weit weg
vom Betrieb, die Ziele des Unternehmens - und die Mehrheit hat
sich danach zu richten.

ugegeben: «Wem es nicht passt, der kann ja gehen!» Das ist

die Freiheit des Arbeitnehmers - solange die Wirtschaft im
Schwung ist und Arbeitskrafte rar sind. Bei der kleinsten Flaute ist
es auch mit dieser Freiheit vorbei. Dann heisst es einfach: Aufs
Maul hocken und arbeiten.

iesen unmiindigen Zustand der Arbeitnehmer mochten wir,

die Schweizer Gewerkschaften, dandern. Denn: Wenn Mitbe-
stimmung gut ist fiir die Schweiz, kann Mitbestimmung nicht
schlecht sein fir die Schweizer Wirtschaft.





DerWeg zur Mitbestimmung

Die Verfassung

Der erste Schritt geht (iber die schweizerische Bundesverfas-
sung. Dort sind die Grundsétze unseres Zusammenlebens im Staat
verbrieft. Die Verfassung verpflichtet uns zu gewissen Diensten
und rdumt uns Rechte ein. Zum Beispiel das Stimm- und Wahl-
recht, die Freiheit der Presse, der Vereinstétigkeit, des Glaubens.

Von einem Recht aber, dem Mitbestimmungsrecht des
Arbeitnehmers, steht nichts in unserer Verfassung. Es ist an der
Zeit, dies zu andern.

Die Initiative

Die Initiative zu diesem ersten Schritt haben die Schweizer
Gewerkschaften SGB*, CNG* und SVEA* gemeinsam ergriffen.
Im Jahre 1971 sammelten sie innert weniger Monate mehr als
160000 Unterschriften fiir einen Verfassungsartikel iber die Mit-
bestimmung (Text siehe Seite 6). Bereits 50000 hatten fiir eine
Volksabstimmung geniigt.

Der Mehrheit der 244 Ratsherren in Bern passte dieser Vor-
schlag indessen nicht. Sie beschlossen, dem Stimmbiirger einen
Gegenvorschlag zu unterbreiten, der vom Recht auf Mitbestim-
mung nicht viel librig ldsst. (Text Gegenvorschlag siehe Seite 7.)

* SGB - Schweizerischer Gewerkschaftsbund
* CNG - Christlichnationaler Gewerkschaftsbund
* SVEA - Schweizerischer Verband Evangelischer Arbeitnehmer

Die Gesetzgebung

Erst wenn der neue Artikel in der Volksabstimmung eine
Mehrheit der Stimmbiirger und der Kantone erhalten hat und
demazufolge in die Verfassung aufgenommen worden ist, werden
die Gesetze ausgearbeitet, die die Einfiihrung des neuen Rechts
ermaglichen und seine Ausiibung regeln.

Die Gesamtarbeitsvertrage

Bei der Verwirklichung der Mitbestimmung spielen die
Gesamtarbeitsvertrage eine wesentliche Rolle. Aufbauend auf den
gesetzlichen Vorschriften, wird Giber diesen bewéhrten vertragli-
chen Weg die Mitbestimmung auf die verschiedenen Branchen
und die einzelnen Betriebe abgestimmt.

Uber Verfassung, Gesetz und Gesamtarbeitsvertrdge soll die
Mitbestimmung zu einem Recht der Arbeitnehmer werden - und
keine vom Arbeitgeber gnadigst gewéhrte Gunst sein.

So weit aber sind wir noch lange nicht. Vorerst geht es um
den Grundsatz: Hat der Arbeitnehmer ein Recht auf Mitbestim-
mung, ja oder nein? Wir meinen ja.





ECHTE
Mitbestimmung

mit den Schweizer Gewerkschaften

Das ist unser Vorschlag:
Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen uiber die
' Mitbestimmung der Arbeitnehmer und ihrer Organisa-
tionen in Betrieb, Unternehmung und Verwaltung.

Das ist die Formel des Fortschritts. Dieser einfache Text ist
ein klares Bekenntnis zur Mitbestimmung, wie es einer modernen
Verfassung wohl ansteht.

Eine solche Formulierung lasst der Gesetzgebung viele M6g-
lichkeiten offen. Sie gestattet einen schrittweisen Ausbau der
Mitbestimmung auf allen drei Ebenen, wie es die Gewerkschaften
fordern: Am Arbeitsplatz, im Betrieb und im Unternehmen. Mit
andern Worten: Mitbestimmung in personellen, sozialen und wirt-
schaftlichen Fragen. Mitbestimmung also auch bei den wesentli-
chen Entscheidungen: Z. B. Unternehmensziele, Investitionspolitik,
Produktionsverlagerungen, Geschaftsverlegungen und Betriebs-
schliessungen, Kurzarbeit und Entlassungen.

Ausdriicklich wird festgehalten,
dass alle Arbeitnehmer in abhangiger Stellung das Recht auf
« Mitbestimmung erhalten sollen, also auch die rund 300000
Arbeitnehmer in den Verwaltungen von Bund, Kantonen und
Gemeinden; -
dass die Arbeitnehmer in den Betrieben ihre Organisationen
. als Berater oder Vertreter einsetzen kdnnen, um die Mitbe-
stimmung sachgerecht und wirksam zu gestalten.

PSEUDO
Mitbestimmung

mitdem Gegenvorschlag

Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzustellen tiber
eine angemessene, die Entscheidungsfahigkeit und
Wirtschaftlichkeit der Unternehmung wahrende Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer im betrieblichen Bereich.
Die Ausiibung der Mitbestimmungsrechte gemiss
Absatz 1 steht ausschliesslich den im Betrieb beschaf-
tigten Arbeitnehmern zu.

Das ist die Formel des Stillstandes. Eine solche «Mitbestim-
mungp bringt nichts Neues. Dieser Gegenvorschlag ist eine
Scheinldsung, im Grunde nichts anderes als ein taktisches Mang-
ver. Er soll das Lager der Mitbestimmer spalten und dem Initiativ-
Vorschlag der Schweizer Gewerkschaften Stimmen abjagen.

«Angemessen» mitbestimmen, geméass Gegenvorschlag,
heisst, eben nur mitreden bei Nebensichlichkeiten, wie bei der
Menuplanung in der Kantine. Von der Einflussnahme auf die
wesentlichen Entscheidungen, im Verwaltungsrat zum Beispiel,
blieben die Arbeitnehmer weiterhin ausgesperrt.

Der zweite Absatz dieses Textes aber bedeutet schlicht und
einfach: Den Arbeitnehmern bleibt es verboten, sich durch Ver-
trauensleute aus ihren Crganisationen vertreten zu lassen. Das ist
perfid: Die Betriebsangehorigen sollen isoliert bleiben und nicht
auf eine der starksten Waffen, ihre Gewerkschaften und Verbinde,
zuriickgreifen dirfen.
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Der Gegenvorschlag der Bundesversammiung
tritt fiir eine partnerschaftliche Mitbestimmung

der Arbeitnehmer im betrieblichen Bereich ein.

Die Ausiibung der Mitbestimmungsrechte steht aus-
schliesslich den im Betrieb beschaftigten Arbeithehmern
zu. Das passt den Fiihrern der Gewerkschaften gar
nicht. Sie mochten lieber Auseinandersetzung anstatt
Zusammenarbeit, Dreinreden anstatt Mitsprechen,
unsere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung verédndern
anstatt ausbauen.

Der Gegenvorschlag der Bundesversammiung
ist ausgewogen. Er ebnet dem Fortschritt und

dem Arbeitsfrieden den Weg in die Zukunft.

Die Bedeutung von Gesetz und Vertrag wird noch grosser.
Das Recht auf Mitwirkung und Mitbestimmung wird
ausdriicklich gewabhrleistet. Die Partnerschaft von Arbeit-
geber und Arbeitnehmer wird bekraftigt. (Den «unmin-
digen» Arbeiter, der sich nur mit Hilfe von aussen-
stehenden Funktiondren behaupten kann, gibt es wirklich
nur noch in den Kopfen einiger Gewerkschafts-Strategen).

Der Gegenvorschiag der Bundesversammiung ist
auf das Gesamtwohl von Volk und Wirtschaft aus-
gerichtet.

Er wendet sich gegen eine Verpolitisierung der Unter-
nehmungen und schafft die Vertrauensbasis fiir ein
erfolgreiches Zusammenwirken im Betrieb.

Der Gegenvorschiag der Bundesversammiung

richtet sich nicht gegen die Gewerkschaften.

Denn seit Jahrzehnten sind die Gewerkschaften Vertrags-
partner der Arbeitgeberorganisationen. Das soll auch
weiterhin so bleiben. Nicht erwiinscht ist jedoch die
betriebsfremde Mitbestimmung durch Gewerkschafts-
Funktionare.

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: N E ’ N

Gegenvorschlag der Bundesversammiung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig





An diese Tatsachen soliten Sie denken, wenn Sie
lhren Stimmzettel ausfiillen:

— Der Nationalrat hat im Marz 1974 die Gewerkschafts-Initiative
mit 117 zu 46 Stimmen abgelehnt.

— Im Standerat ging die Gewerkschafts-Initiative im Sommer
1974 mit 39 zu 3 Stimmen bachab.

— Die Mitwirkung der Arbeitnehmer kann in der Schweiz auf
eine sehr lange Tradition zuriickblicken. Bei Sulzer in
Winterthur gab es schon 1872 eine Arbeiterkommission.
Gegenwartig zahlt man in unserem Lande rund 4’000
Betriebskommissionen.

— Der Schweizerische Gewerkschaftsbund hat noch im Jahre
1907 Arbeiterkommissionen grundsétzlich abgelehnt (1), weil
er glaubte, dass sie seinen Einfluss bei den Arbeitnehmern
verringern wiirden. Schon damals stellte er Eigennutz vor das
Gemeinwohl seiner Mitglieder.

— Nach einer BIGA-Untersuchung von 1972 wirken neun von
zehn Arbeitnehmern in privatwirtschaftlichen Unter-
nehmungen am betrieblichen Geschehen mit, vorwiegend
auf der Stufe der Mitsprache.

— Die Mehrheit der Arbeitnehmer ist gegen eine Mitbestimmung
von Betriebsfremden (lies Gewerkschaftsfunktiondren).

Mitsprache und Mitbestimmung der Arbeitnehmer sind
in vielen Bereichen des Berufslebens schon langst eine
Selbstverstandlichkeit, z.B.:

—Erganzende Anstellungs-und Arbeitsbedingungen
zu Gesamtarbeitsvertragen

—Unfallverhiitung und Betriebshygiene

—Berufliche Aus-und Weiterbildung

—Gestaltung des Arbeitsplatzes

— Gestaltung der Arbeitszeit

—Einflihrung neuer Lohnsysteme

—Vorschlagswesen

—Entlassung aus wirtschaftlichen Griinden

—Betriebsordnung

—Reglemente der Betriebskommission

—Krankenkasse

—Pensionskasse

—etc.

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: NE' N

Gegenvorschlag der Bundesversammliung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig






Der Gang zur Urne ist am
20./21.Marz 1976
fur jeden von uns wichtig.

Wer selbst mitbestimmen will, stimmt:

NEINn

Gegenvorschlag der Bundesversammiung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig

Betriebsfremde
Gewerkschafts-
Mitbestimmung:

Zuger Aktionskomitee gegen die Mitbestimmungs-Initiative und
fir den Gegenvorschlag.

Frau Agathe Albisser, Unterdgeri/ Dr.Othmar Andermatt, Standerat, Baar / Jakob Baggenstos,
Baumeister, Kantonsrat, Cham/ André Baumgartner, Prokurist, Hinenberg / Josef Beck, Hoch- und
Tiefbau, Oberageri/ Robert Beringer, Unternehmer, Neuheim / Moritz Betschart, Inspektor, Risch/
Otto Bodmer, Posthalter, Einwohnerrat, Rotkreuz / Dr. Ulrich Bolimann, Zug/ Dr. Alois Etter,
Kantonsrat, Zug/ Sergio Foglia, Einwohnerrat, Cham/ Peter J. Frigo, Kantonsrat, Steinhausen/
Jiirg Gfeller, dipl. El. Ing. ETH, Hiinenberg / Hans Gisler, Chauffeur, Neuheim/Dr. Jost Grob,
Direktor, Zug / August Grolimund, Schulprésident, Cham / Willy Grolimund, Geschaftsfiihrer,
Menzingen / Emil Hagenbuch, Stadtprésident, Zug / Albert Hartmann, Backermeister, Unterégeri/
Alfred Heer, Einwohnerrat, Baar / Frau Greth Henggeler, Oberégeri/ Frau Senta Hobi, Risch/
Armin Hofstetter, Gemeindeschreiber, Steinhausen / Frau Annemarie Horat, Unterédgeri/ Paul Hubler,
Prokurist, Cham / Leo Hiirlimann, lic. iur., Walchwil / Urs Hiirlimann, lic. iur., Bauamtsekretar,

Baar/ Andreas Iten, Regierungsrat, Unterégeri/ Leo Iten, Korporationsrat, Unterageri/ Albin Iten,
Einwohnerrat, Menzingen / Leonz Képpeli, Kantonsrat, Cham/Hans J. Knecht, Geschaftsfiihrer,
Hiinenberg / Hans Kiing, Kaufmann, Unterageri/ Josef Miihlefluh, dipl. Ing. agr. ETH, Einwohner-
prasident, Neuheim / Dr. iur. Andrew Miiller, Steinhausen / Josef Miiller, Risch / Silvan Nussbaumer,
Regierungsrat, Oberégeri/Leo Ohnsorg, Dachdecker, Steinhausen / Angelo Reggiori, Baumeister,
Kantonsrat, Cham / Frau Dolly Reichart-Hillebrand, Steinhausen / Oskar Rickenbacher, Baufiihrer,
Zug / Xaver Réllin, Menzingen / Hans Sidler, Landwirt, Neuheim / Joe Scherer, Geschéftsfiihrer,
Steinhausen / Hans Schlumpf, Einwohnerrat, Neuheim / Rolf Schweiger, lic. iur., Rechtsanwalt,
Baar / Arthur Stockli, Kaufmann, Baar / Ernst Strahm, Einwohnerrat, Walchwil/ Dr. Georg Stucky,
Regierungsrat, Baar/ Frau Ruth Trinler, Hiinenberg / Dr. iur. Stephan Ulrich, Rechtsanwalt, Zug/
Heinz Weber, Organisator, Menzingen / Oswald Weber, Kaufmann, Zug / Anton Wickart, Prasident
Kantonaler Gewerbeverband, Zug / Urs B. Wyss, lic. oec., Kantonsrat, Zug.

oD kar-zennoerzue € 76
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Daran sollten Sie

am 20./21. Marz 1976 denken,
- wenn uber die
-~ Gewerkschafts-Initiative abgestimmt wird.






Diese Tatsachen zur Gewerkschafts-Initiative
miissen Sie kennen.

1. Die Forderung nach uneingeschrankter Mitbestimmung
stammt weder von einer politischen Partei noch von den
Arbeitern und Angestellten, sondern von drei schweizerischen
Gewerkschaftsorganisationen. Die Grundideen der Initiative
sind aus dem Ausland importiert.

2. Die Mitbestimmungs-Initiative ist ein Kind der Hochkonjunktur.
Sie wurde von den Gewerkschaften lanciert, um dem
schwindenden Einfluss und dem Riickgang der Mitglieder-
zahlen zu begegnen.

3. Die Gewerkschaftsfunktionére spielen sich gerne als Sprachrohr
aller Werktatigen auf, obwohl nur ein Drittel der Arbeitnehmer
(Arbeiter und Angestellte) gewerkschaftlich organisiert ist.
Lehnt wohl darum die Mehrheit der Arbeitnehmer eine
Mitbestimmung von Betriebsfremden ab? (Anlasslich einer
Umfrage der Schweizerischen Gesellschaft fiir praktische
Sozialforschung im Jahre 1975 sprachen sich 80% der
Befragten gegen betriebsfremde Mitbestimmung aus.)

4. Die gewerkschaftliche Mitbestimmungs-Initiative verfolgt
eigennutzige Absichten. Nicht die Arbeitnehmer, sondern die
Vertreter der Gewerkschaften wollen in den Verwaltungsraten
und Geschéftsleitungen Einsitz und Einfluss nehmen. Das
Endziel ist klar: eine Systemverdnderung unserer freien
Wirtschaftsordnung nach 6stlichem Vorbiid.

5. Jedes Mittel ist den Initianten recht, um Unfrieden zwischen
Arbeitgebern und Arbeitnehmern zu stiften. Man schiirt
den Klassenkampf, spricht von Kapitalisten, Alleinherrschaft
der Unternehmer und geknechteten Arbeitern. Hand aufs
Herz: Ist unser Schweizervolk, sind wir Werktatigen wirklich
so Ubel dran, wie man es uns einreden will?

6. Die Gewerkschaften verschweigen geflissentlich die vielen
partnerschaftlichen Losungen der vergangenen Jahre,
die das Arbeitsklima und die Stellung der Arbeitnehmer in der
Schweiz ausgesprochen vorteilhaft beeinflusst haben, wie:
Gesamtarbeitsvertrage, Friedensabkommen, Vereinbarung
Uber die Forderung der Mitwirkung der Angestellten im
Betrieb.

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: NE' N

Gegenvorschlag der Bundesversammiung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig






Wir wollen und brauchen keine betriebsfremde
Mitbestimmung, weil wir selber zum Rechten

sehen konnen.

Das ist auch die Meinung der Bundesversammiung.
Sie hat im Jahre 1974 die Gewerkschafts-Initiative zur Ablehnung
empfohlen und einen Gegenvorschlag gutgeheissen.

Vergleichen Sie!

Abgelehnte
Gewerkschafts-Initiative

Der Bund ist befugt, Vorschriften auf-
zustellen liber die Mitbestimmung
der Arbeitnehmer und ihrer Organisa-
tionen in Betrieb, Unternehmung und
Verwaltung.

Absicht:

Uneingeschrankte Mitbestimmung der
Arbeitnehmer und der Gewerkschafts-
Funktionare in allen Bereichen und auf

allen Stufen bis zu den letzten Entschei-

dungen der Unternehmungsfiihrung.

Gutgeheissener
Gegenvorschilag

Der Bund ist befugt, Vorschriften auf-
zustellen liber eine angemessene,
die Entscheidungsfahigkeit und Wirt-
schaftlichkeit der Unternehmung
wahrende Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer im betrieblichen Bereich.

Die Austibung der Mitbestimmungs-
rechte steht ausschliesslich den im
Betrieb beschéftigten Arbeitnehmern
Zu.

Absicht:

Angemessene Mitwirkung der Arbeit-
nehmer im betrieblichen Bereich

(den sie kennen) unter Ausschluss von
Aussenstehenden

gerichtet sind?

In der schweizerischen Wirtschaft gibt es rund
4000 Personal- und Betriebskommissionen. Sie
haben sich fiir die Losung vieler Probleme der
Arbeitsgestaltung und des sozialen Fortschritts
engagiert und diirfen auf das Erreichte stolz sein.

Sollen sie nun zum Spielball von Interessen
werden, die nur auf politischen Eigennutz aus-

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: NE’ N

Gegenvorschlag der Bundesversammiung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig





Die Partnerschaft zwischen Arbeitgebern und
Arbeitnehmern hat allen Erfolg gebracht.

Alle sind in den vergangenen 25 Jahren vorwérts gekommen.
Unser Lebensstandard ist einer der hochsten auf der Erde. Mit
dem, was wir aus der Arbeit findiger Kopfe und geschickter
Hande 16sen, leben wir besser als unsere Eltern und Grosseltern.
Wir haben mehr Freizeit, bessere Ausbildungs- und Fort-
bildungsmdglichkeiten, mehr soziale Sicherheit. Mit vernunf-
tigem Haushalten konnten wir Ersparnisse bilden, vielleicht ein
eigenes Haus oder eine Wohnung erwerben.

Allerdings: Gegen die weltweite Rezession der vergangenen
Monate konnte uns nichts schiitzen. Arbeitsmangel und
gedriickte Preise bereiten Sorgen. Viele Unternehmungen
arbeiten mit Verlust; wichtig ist, dass moglichst vielen der
Arbeitsplatz erhalten bleibt.

Hatte die Mitbestimmung an dieser Situation etwas andern
konnen? Nein, wie die «mitbestimmte» Bundesrepublik
Deutschland beweist. Dort gibt es 1,2 Millionen Arbeitslose.
Als die Absatzlage schlecht wurde, entliessen die VW-Werke
25'000 Arbeiter: trotz Staats- und Gewerkschaftsvertretern

an hochster Stelle. In Ziirich wird die gewerkschaftlich
beherrschte Genossenschaft «Baubetrieb» liquidiert; den letz-
ten 50 Mitarbeitern ist gekiindigt worden. Hat da die Mit-
bestimmung auch nur einen einzigen Arbeitsplatz sichern
kénnen?

Eigentlich miisste es jedem einleuchten, dass man miteinander
mehr erreicht als gegeneinander.

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: NE' N

Gegenvorschlag der Bundesversammiung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig





Der Gegenvorschlag der Bundesversammiung
ist die richtige Losung.

Er will in der Bundesverfassung eine schweizerische, demo-
kratische Form der Mitbestimmung verankern — eine Regelung,
die auf unserem Boden gewachsen und deshalb realisierbar

ist. Die starkere Mitwirkung der Arbeitnehmer im Betrieb soll auf
den verschiedensten Ebenen der Verantwortung funktionieren:

— am Arbeitsplatz

— in Belegschaftskommissionen

— in Arbeitsteams

— im Sozialbereich

— im Rahmen moderner Fiihrungstechniken.

Viele dieser Moglichkeiten zur Mitwirkung im Betrieb haben sich
auf Grund freiwilliger Abmachungen in einer grossen Zahl

von Firmen bewihrt. Durch gesetzliche Regelung sollen nun alle
Unternehmungen von einer bestimmten Grosse eine ange-
messene Mitbestimmung der Arbeitnehmer vorsehen.

Die meisten Arbeitnehmer wollen gar nicht im Sinne der
Gewerkschafts-Initiative mitbestimmen. Sondern mitreden,
wenn es um ihre Belange geht. Sie erwarten, dass man ihre Mit-
arbeit respektiert, dass man sie als Mensch achtet und ihren
Anliegen Gehdr schenkt. Hier liegt aber auch die Chance flr

alle fahigen Leute, im Berufsleben aufzusteigen und in Flihrungs-
aufgaben hineinzuwachsen. Denn mitbestimmen bedeutet
fiihren, die Zusammenhange sehen und beurteilen, entscheiden.
Und das muss gelernt sein.

Der Gegenvorschlag stellt eine sachbezogene, geordnete
Willens- und Entscheidbildung im Betrieb sicher. Er stdsst poli-
tisch gefarbten Experimenten einen Riegel und verschafft
denen ein direktes Recht auf Mitwirkung, die es dank ihrer
Arbeit, ihrer Kenntnisse und ihrer Bindung zum Betrieb ver-
dienen: den Mitarbeitern in den Unternehmungen.

Betriebsfremde Gewerkschafts-Mitbestimmung: N E ’ N

Gegenvorschlag der Bundesversammlung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig





Der Gang zur Urne ist am
20./21.Marz 1976
fiir jeden von uns wichtig.

Wer selbst mitbestimmen will, stimmt:
Betriebsfremde

Gewerkschafts-

Mitbestimmung: ' N

Gegenvorschlag der Bundesversammliung: J A
menschlich, schweizerisch, zweckmassig

Zuger Aktionskomitee gegen die Mitbestimmungs-Initiative und
fiir den Gegenvorschlag.

Frau Agathe Albisser, Unterégeri/Dr.Othmar Andermatt, Standerat, Baar / Jakob Baggenstos,
Baumeister, Kantonsrat, Cham / André Baumgartner, Prokurist, Hiinenberg / Josef Beck, Hoch- und
Tiefbau, Oberageri/ Robert Beringer, Unternehmer, Neuheim / Moritz Betschart, Inspektor, Risch/
Otto Bodmer, Posthalter, Einwohnerrat, Rotkreuz/ Dr. Ulrich Bollmann, Zug/ Dr. Alois Etter,
Kantonsrat, Zug/ Sergio Foglia, Einwohnerrat, Cham/ Peter J. Frigo, Kantonsrat, Steinhausen/
Jiirg Gfeller, dipl. El. Ing. ETH, Hiinenberg / Hans Gisler, Chauffeur, Neuheim/Dr. Jost Grob,
Direktor, Zug / August Grolimund, Schulprésident, Cham / Willy Grolimund, Geschéaftsflhrer,

- Menzingen / Emil Hagenbuch, Stadtprésident, Zug / Albert Hartmann, Backermeister, Unterégeri/
Alfred Heer, Einwohnerrat, Baar / Frau Greth Henggeler, Oberageri/ Frau Senta Hobi, Risch/
Armin Hofstetter, Gemeindeschreiber, Steinhausen / Frau Annemarie Horat, Unterédgeri/ Paul Hubler,
Prokurist, Cham / Leo Hiirlimann, lic. iur.,, Walchwil / Urs Hurlimann, lic. iur., Bauamtsekretar,

Baar/ Andreas lten, Regierungsrat, Unterégeri/Leo Iten, Korporationsrat, Unterageri/ Albin Iten,
Einwohnerrat, Menzingen / Leonz Kappeli, Kantonsrat, Cham /Hans J. Knecht, Geschéftsfiihrer,
Hiinenberg / Hans Kiing, Kaufmann, Unterageri/ Josef Miihlefluh, dipl. Ing. agr. ETH, Einwohner-
prasident, Neuheim/Dr. iur. Andrew Miller, Steinhausen / Josef Miiller, Risch / Silvan Nussbaumer,
Regierungsrat, Oberégeri/Leo Ohnsorg, Dachdecker, Steinhausen / Angelo Reggiori, Baumeister,
Kantonsrat, Cham / Frau Dolly Reichart-Hillebrand, Steinhausen / Oskar Rickenbacher, Baufiihrer,
Zug/ Xaver Rollin, Menzingen / Hans Sidler, Landwirt, Neuheim / Joe Scherer, Geschaftsfuhrer,
Steinhausen / Hans Schlumpf, Einwohnerrat, Neuheim / Rolf Schweiger, lic. iur., Rechtsanwalt,
Baar/ Arthur Stéckli, Kaufmann, Baar/ Ernst Strahm, Einwohnerrat, Walchwil / Dr. Georg Stucky,
Regierungsrat, Baar/ Frau Ruth Trinler, Hiinenberg / Dr. iur. Stephan Ulrich, Rechtsanwalt, Zug/
Heinz Weber, Organisator, Menzingen/ Oswald Weber, Kaufmann, Zug/ Anton Wickart, Président
Kantonaler Gewerbeverband, Zug / Urs B. Wyss, lic. oec., Kantonsrat, Zug.
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| der Schweizer Gewerkschaften
Die Initiative ist ein eindeutiges Bekenntnis
zur Mitbestimmung, unterschrieben von
mehr als 160 000 Schweizerinnen und
Schweizern. Der Text lautet: Der Bund ist
befugt, Vorschriften aufzustellen iiber

die Mitbestimmung der Arbeitnehmer und

ihrer Organisationen in Betrieb, Unter-
nehmung und Verwaltung.

Das ist einfach und klar. Auf dieser
Verfassungsbasis ldsst sich eine echte
Mitbestimmung aufbauen. Echt heisst: Mit-
bestimmen in allen wichtigen Fragen des
Wirtschaftslebens, am Arbeitsplatz wie i
der Unternehmens-Fiihrung.

Die Initiative garantiert, dass alle Arbeit-
nehmer das Recht auf Mitbestimmung
erhalten sollen, also auch die rund
300000 Mitarbeiter in den Verwaltungen
von Bund, Kantonen und Gemeinden.

ARusdriicklich wird auch festgehalten,
dass die Arbeitnehmer in den Betrieben
Vertreter ihrer Verbédnde als Berater
einsetzen konnen, um die Mitbestimmung
.sachgerecht und wirksam zu gestalten.

Mitbestimmungs:
Initiative ’

des Parlaments

Der Gegenvorschlag des Parlaments ist
nichts als ein Gegenschlag. Ein taktisches
Manover der Wirtschafts-Dirigenten:

Sie wollen damit das Lager der Mit-
bestimmer spalten, wohl wissend, dass
jedes Ja fiir den Gegenvorschlag ein Nein
fiir die Initiative ist.

Doch lesen Sie selbst:

«Der Bund ist befugt, Vorschriften aufzu-
stellen iiber eine angemessene,

dre Entscheidunasfahigkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Unternehmung wahrende
Mitbestimmung der Arbeitnehmer im
betrieblichen Bereich. Die Austiibung der
Mitbestimmungsrechte gemass Absatz 1
steht ausschliesslich den im Betrieb
beschéftigten Arbeitnehmern zu.»

Das ist Pseudo-Mitbestimmung. Ange-
messen mitbestimmen heisst eben nur:

der Arbeitnehmer soll bei den kleinen
Dingen etwas zu sagen haben, damit er bei
den grossen die Klappe halt.

Und noch eine weitere Falle ist eingebaut:
Den Arbeitnehmermn bleibt es verboten,
sich durch Vertrauensleute aus thren
Organisationen vertreten zu lassen. Das ist
perfid: Die Betriebsangehdrigen sollen
isoliert bleiben und nicht auf eine der
starksten Waffen, die Gewerkschaften und
Verbande, zuriickgreifen dirfen.

Da kann man nur sagen: Schweizer,
hiite Dich am Gegenvorschlag!







